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Öffentliche Vernehmlassung zum Kantonalen Richtplan, Anpassung Mobilität; 
Teilrichtplan Velo, Anpassung 2018 und Teilrichtplan Fuss- und Wanderwege  

Vergessenes Thema Klimawandel (Abwägungsausfall): Besorgnis & Anregungen 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Im Rahmen der öffentlichen Vernehmlassung zum Richtplan Basel-Stadt (Anpassung Mobilität) rei-

chen wir Ihnen im Anhang verschiedene Anregungen ein. „KlimaVerantwortungJetzt ! Basel“ ist ein 

loser Zusammenschluss von Menschen, die angesichts der unzureichenden Klimapolitik besorgt sind, 
sowie von verschiedenen Gruppierungen, die sich auf unterschiedliche Weise in Basel für eine Zu-

kunftsentwicklung einsetzen, mit der der bisherigen, nicht-nachhaltigen Entwicklung etwas Positives 

entgegengesetzt wird – auch was die Frage der Klimaerhitzung anbelangt. 

An das Bau- und Verkehrsdepartement 
Planungsamt 
Dufourstrasse 40/50 
4001 Basel 
 
per Email an: planungsamt@bs.ch 
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Eine Überzeugung, die die Unterzeichnenden eint, ist der Umstand, dass den bereits heute spürbaren 
Folgen des Klimawandels mit grosser Entschiedenheit und hoher Dringlichkeit entgegengetreten wer-

den muss. Denn mit der Klimaerhitzung wird der Nachhaltigkeitskern – der Gerechtigkeit zwischen 

den heute lebenden Generationen global, wie der Gerechtigkeit gegenüber künftigen Generationen, 

d.h. unseren Kindern und Enkeln – unterhöhlt und massiv verletzt. Durch die Folgen der Klimaerhit-
zung werden nicht nur die Möglichkeiten zukünftiger Generationen massiv eingeschränkt, ihre eige-

nen Bedürfnisse in hinreichendem Masse selbstbestimmt zu erfüllen,
1
 auch wird bereits heute das 

friedvolle Zusammenleben der Weltgemeinschaft klimabedingt vor grosse Zerreissproben gestellt.  

Das heutige Verkehrsmobilitätsverhalten im industrialisierten Norden – und dort insbesondere jenes in 

den wohlhabenden Regionen und von wohlhabenden Personen – ist hinsichtlich seiner Treibhausgas-

wirksamkeit weit davon entfernt, als Muster eines universell möglichen Verkehrsverhaltens zu dienen. 
Damit geht „unser“ hier praktiziertes Verhalten direkt auf Kosten und Lasten Dritter sowie künftiger 

Generationen. Trotz alledem wird dem Thema der Klimaerhitzung im Entwurf des Richtplans durch 

den Regierungsrat mit keinem einzigen Wort Rechnung getragen.  

Dies besorgt uns zutiefst.  

Es muss zugleich auch verwundern, ist doch Basel-Stadt bereits seit 1993 Mitglied im Klimabündnis 

e.V. (heute „Klima-Bündnis Schweiz“) und zugleich Mitglied des europäischen Klima-Bündnis e.V., 

und hat sich damit dazu bekannt, eine „aktive Klimaschutzpolitik“ zu betreiben.
2
  

Wir nutzen daher – gestützt auf § 74 Abs. 2 BPV – die Möglichkeit, Anregungen zur Richtplananpas-

sung zu machen.
3
 Wir möchten zugleich bitten, diese beim Regierungsrat, der Planungskommission 

sowie den an der räumlichen Planung beteiligten Behördenstellen (wie z.B. Stadtentwicklung, AUE, 
IBS) zur Kenntnis zu geben und als Abwägungsgrundlage aller weiteren Planungsschritte zu berück-

sichtigen. Insbesondere wäre das Argument, unsere Anregungen berührten die Belange der Richtpla-

nung nicht unmittelbar, weshalb über sie in Bezug auf §74 Abs. 2 Satz 3 BPV erst gar nicht berichtet 

werden müsste, nicht stichhaltig, da die überwiegenden Anregungen die Planung im Kern berühren 
und adressieren.  

Die Form unserer Anregungen ist bewusstermassen aussergewöhnlich wie auch umfangreich. Das ist 

alleine dem Umstand geschuldet, dass der Regierungsrat mit dem Klimawandel offensichtlich ein 
Thema komplett vergessen hat. Und dies ist auf zumindest drei Ebenen weitreichend: bezüglich Pla-

nungsmethodik, Klimapolitik und Verkehrspolitik. Die Anregungen gliedern sich daher auch in diese 

drei Teile: 

1. Einordnung der Richtplananpassungen bezüglich des Nichtthematisierens des Klimawandels; 
2. Klimasituation: Stand, Handlungsrelevanz und Dringlichkeit; 

3. Verkehrspolitische Folgerungen / Anträge. 

 
Das Vergessen des Themas lässt insbesondere das Fortschreiben des bisherigen gesellschaftlichen 

Entwicklungspfades als gangbar, wenn nicht sogar als gewünscht, erscheinen. Angesichts der er- und 

bedrückenden Faktenlage zur Klimaerhitzung sind wir jedoch davon überzeugt, dass sehr deut-
liche Handlungskorrekturen erforderlich sind. Die im Folgenden formulierten Anregungen sind 

letztlich ein Angebot an den Regierungsrat und die planenden Behörden, das vergessene Thema im 

Rahmen eines gesellschaftlichen Lernprozesses methodisch wie inhaltlich rasch in seine Arbeit und 

zum Wohle Aller integrieren zu können. Denn die staatlichen Behörden sind mit ihrer Arbeit dem 
Allgemeinwohl (oder präziser: dem potenziellen Wohl Aller und damit der Gewähr von ausreichenden 

Freiheitsvoraussetzungen für alle) direkt verpflichtet. Und diese Arbeit ist ohne substanzielle Berück-

sichtigung von Klimafragen nicht länger zu verantworten.  

                                                
1
 Nachhaltige Entwicklung als „development,  that  meets  the  needs  of  the  present  without  compromising  the  

ability  of  future  generations  to  meet  their  own  needs“ (Brundtland-Kommission, 1987). 
2
 https://klimabuendnis.ch/de/Info/Klima-Bundnis  

3
 Da ein „schutzwürdiges Interesse“ gemäss §110 BPG an ausschliesslich behördenverbindlichen Richtplanungen 

üblicherweise abgesprochen wird, werden hier lediglich Anregungen gemacht. Dennoch sei darauf hingewiesen, 
dass diese gerade darin motiviert sind, uns selbst sowie Dritte vor den Folgen der klimabedingten Wirkungen dieser 
Richtplanung tatsächlich zu schützen (erhöhte Mortalitätsrate durch Hitzestress, unabsehbare Folgen für das ge-
sellschaftliche und wirtschaftliche Zusammenleben, Gefährdung der Ernährungssicherheit, bislang hier unbekannte 
Krankheiten durch invasive Arten etc. pp.). Gerade bezüglich seiner strategischen Orientierung tangiert der Richt-
plan als übergeordnetes Planungsinstrument schutzwürdige Interessen mindestens so stark, wie nachgeordnete 
Planungen, gerade weil die Klimafolgewirkungen der Richtplanung von möglichen Eigentumstiteln völlig unabhän-
gig sind.    

https://klimabuendnis.ch/de/Info/Klima-Bundnis
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Aufgrund der kompletten Abwesenheit entsprechender Fragen sind die folgenden Ausführungen zum 
Richtplanentwurf zum Teil sehr grundlegender Art und darin auch kritisch. Sie suchen dabei keine 

Verantwortung bei einzelnen Verfasser*innen, sondern sehen den vorgelegten Entwurf als institutio-

nelles Produkt von Regierung und Verwaltung und damit auch als Ausdruck gesellschaftspolitisch 

herrschender Haltungen. Gleichwohl sind Haltungen, die mit Bezug auf die Transformation in eine 
fossilfreie und damit postfossile Gesellschaft kein entschiedenes Handeln nach sich ziehen, rasch zu 

überwinden.  

Wir danken Ihnen für Ihre ernsthafte Prüfung und Berücksichtigung im Rahmen der weiteren Erarbei-
tung der Richtplanung, sowie um die Orientierung darüber, wie mit unseren Anträgen und letztlich 

dem Gebot umgegangen wird, Massnahmen zu ergreifen, um die globale Erhitzung auf einem noch 

tolerablen Niveau zu halten.  

 

Freundliche Grüsse  

 

 
 

 

 
BaselWandel, Till Kleisli, Aaron Ritschard, Vorstand BaselWandel 

baselwandel.ch 

 
 

 

Unterstützung durch das Kollektiv der ClimateGames 
 

ClimateGames  

climategames.ch 
 

 

 
fossil-free.ch, Dominic Eicher, fossil-free.ch Basel 
fossil-free.ch 

 

 
Greenpeace Regionalgruppe Basel, Pascal Tribolet, Vertreter Regionalgruppe 

greenpeace.ch/mitmachen/regionalgruppe-basel 
 

 

 

 
 

Quartierkoordination Gundeldingen, Silvan Piccolo, Präsident, Gabriele Frank, Geschäftsstellenleitung 

gundeli-koordination.ch  
 

 

 
 

 

Verein Wohnliches Gundeli Ost (WGO), Sarah Steg, Vorstand  

verein-wgo.ch 
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Décroissance Basel, Peter Waldvogel für Décroissance Basel  

decroissance-basel.org 

 
 

 

 

 
Weltacker Schweiz, Bastiaan Frich, Präsident  

www.2000m2.eu/ch/ 

 
 

 

 
 

KlimaZnacht Basel, Pia Lachmann, Olivier Christe, Organisator*innen  

klimaznacht.ch 

 
KlimaVerantwortungJetzt ! Basel, Axel Schubert, Koordination  

klimaverantwortungjetzt.ch 
 

 

 
 

 

Unterstützt von weiteren Einzelpersonen: 
 

 

 

 
 

 

Rosmarie Wydler-Wälti, Vorstandsmitglied Klimaseniorinnen Schweiz 
 

 

 
 

 

Katja Hugenschmidt, Präsidentin Verein Ökostadt Basel 

 
 

 

 
 

Christoph Moerikofer, Vorstandsmitglied Zukunft.Klybeck 
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Tilla Künzli, Mitgründerin Urban Agriculture Basel und BaselWandel 
 

 

 
 

 

Judith Block, Vorstandsmitglied Urban Agriculture Basel und Nuglar Gärten, Mutter 

 
 

 
Esther Lohri, Präsidentin Slow Food Convivium Basel - Stadt und Land 
 

 

 

 
 

 

Klaus Bernhard, Landestelle, Vorstandsmitglied I_Land 
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1. Einordnung der Richtplananpassungen bezüglich des  
Nichtthematisierens des Klimawandels 

a) Planungsmethodik: Abstimmungsproblematik durch sektorale Betrachtungsweise 

Der Richtplan ist im Selbstverständnis des Regierungsrates sein „strategisches“ Planungsinstrument 
hinsichtlich raumwirksamer Tätigkeiten (EB, 4)

4
. Er beansprucht mit der Anpassung im Bereich Mobilität 

Aussagen bis ins Jahr 2035 (EB, 4), blickt damit fünf Jahre weiter in die Zukunft, als der geltende Richt-

plan dies tut.  

Die Anpassung zielt nicht auf eine gesamte Revision des Richtplans in der integralen Zusammenschau 
aller raumrelevanten Tätigkeiten, sondern vielmehr auf eine rein sektorale Betrachtung. Wurden 2017/ 

2018 die Objektblätter „Siedlung“ angepasst, erfolgt nun der Schwerpunkt „Mobilität“, gefolgt vom 

Schwerpunkt „Umwelt“, mit den Fachplanungen Biotopverbund, Fliessgewässer, Stadtklima und Ener-
gieplanung (EB, 4). Mit der sektoralen Betrachtung will der Regierungsrat ein Mehr an Flexibilität, 

mit der er beansprucht, eine höherer Dynamik und Planbeständigkeit zu ermöglichen (EB, 4).  

Im Kern geht es mit dem Vorgehen um die Flexibilisierung des wichtigsten raumplanungsstrategischen 
Planungsinstruments des Kantons. Die Sinnhaftigkeit eines solchen Vorgehens – das ein integrales 

Konzipieren der Zusammenhänge zwischen Siedlungsentwicklung, Mobilität und Umweltbelangen 
auf Kantonsebene durch die zeitliche Sequenzierung kaum noch zulässt, sondern tendenziell in informel-

le und verwaltungsinterne Abstimmungen vorverlagert oder aber auf die nachgeordnete Ebene von 
Grossprojekten und Arealentwicklungen zurückverlagert – ist dringend in Frage zu stellen. Besonders 

dort, wo es projektbasiert stets schwerer fällt, Akteure und Grundeigentümer bei ihren Planungen hin-

sichtlich ihrer Gesamtverantwortung für teilräumlich übergeordnete Planungsziele substanziell in die 
Pflicht zu nehmen. Aber v.a. auch dort, wo der Richtplan beansprucht, die Weichenstellungen der  

Mobilität für das Jahr 2035, das heisst für den Eintritt und den kompletten Übergang in ein fossil-

freies Zeitalter vorzunehmen. Denn diese gesellschaftliche Transformation und politische Herkulesauf-

gabe – mit all ihren Abhängigkeiten, z.B. zu Wohnraumpolitik – kann gar nicht in einem fachlich sektora-
len Vorgehen gelöst werden.  

Wird planungsmethodisch am gewählten Vorgehen der Flexibilisierung festgehalten – trotz des vom 

Bund vorgegebenen, raumplanungsrechtlichen Abstimmungsgebots hinsichtlich raumwirksamer Tä-
tigkeiten im Hinblick auf die anzustrebende Entwicklung aufeinander (Art. 8 Abs. 1 lit. b RPG) –, dann 

könnte das bestenfalls damit gerechtfertigt werden, dass alle einzelnen Anpassungsschritte der Richtpla-

nung (sprich zu Siedlung, Mobilität und Umwelt) jeweils selbst schon übergeordneten und dabei abge-
stimmten Vorgaben Rechnung tragen. D.h. Vorgaben, die auch in räumlicher Hinsicht bereits konsistent 

sind, und die daher bereits ausserhalb des Instruments des Richtplans ausreichend abgestimmt wurden. 

Mit der Strategie einer Teilanpassung auf einer nachgeordneten, rein sektoralen Ebene können jedenfalls 

räumlich umfassende Anpassungen auf einer übergeordneten, nichtsektoralen Ebene nicht wirklich vor-
genommen und damit auch nicht beansprucht werden. Dies schwächt den strategisch-koordinativen As-

pekt des Planungsinstruments extrem.  

Da sich der Regierungsrat dennoch für solch ein sektoral-sequentielles Vorgehen entschieden hat, ist als 
anzunehmen, dass die Anpassungen zur Mobilität bereits anderweitig beschlossenen, übergeordneten 

Zielsetzungen entsprechen. Einige sind so auch im Richtplan benannt. Wiederholt dienen Ziele wie „um-

welt- und stadtverträglich“, „umweltgerecht“, „stadtgerechte Mobilität“, oder eine „nachhaltige Ver-
kehrsentwicklung“ als qualitative Referenzen. Gleichwohl sind diese Referenzen alles andere als klare 

Messlatten. Einen wesentlichen verkehrspolitischen Stellenwert hat zudem das „Verkehrspolitische Leit-

bild“ des Kantons Basel-Stadt von 2015 (EB, 2). Letztlich versteht sich der vorliegende Richtplanaus-

zug mit Ausnahme einer unverbindlichen Aussage bezüglich der quantitativen Verpflichtung aus der 
Verkehrsinitiative (RP, ST11) als rein qualitatives Planungsinstrument. Wie die Zusammenhänge 

bspw. zwischen Arbeitsplatzpolitik (Arbeitsplatzüberhang), Mobilitätsfragen (Pendlerverflechtungen) und 

Wohnraumpolitik (Druck auf Wohnungsmarkt durch gezielt produzierten Arbeitsplatzüberhang) tatsäch-
lich abgestimmt wurden, geht jedoch aus den Dokumenten der Vernehmlassung nicht hervor.

5
  

                                                
4
 Lesehinweise: (EB, x): Erläuterungsbericht, Seitenzahl  /  (RP, x): Entwurf Richtplan, Seite oder Themennummer 

5
 Dass der Richtplan als ein Dokument im Gesamtem überhaupt nirgends vorliegt, macht auch solch ein Abgleich 

im Rahmen der Vernehmlassung praktisch unmöglich. Jedenfalls ist der strategische Entscheid ST6 viel zu allge-
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b) Klimapolitik: vollkommener Abwägungsausfall  

Das praktisch vollständige Ausblenden von quantitativen Zielsetzungen ist spätestens im Licht der 
Klimaerhitzung und der gebotenen Gegenmassnahmen komplett unverständlich. Und selbst wenn sich 

die planenden Behörden und der Regierungsrat mit dem Richtplan nur auf qualitative Aussagen be-

scheiden, entbehrt es jeglicher Nachvollziehbarkeit, wieso dem Klima mit keinem einzigen Wort Rech-
nung getragen wird (von klimatisierten Gebäuden abgesehen). Dass der wohl grössten Herausforderung, 

vor der sich die Menschheit je gesehen hat, dass der Erhitzung des Klimas keinerlei Beachtung ge-

schenkt wird, stellt damit einen eklatanten Abwägungsausfall hinsichtlich aller vorgeschlagenen 

Planungsmassnahmen dar, da tatsächlich angenommen werden muss, dass keine der vorgeschlagenen 
Massnahmen und konzeptionellen Überlegungen als adäquate Umsetzung klimapolitischer Zielsetzun-

gen gedacht ist und entwickelt wurde.
6
 Solange aber keinerlei Konsequenzen aus den klimapolitischen 

Verpflichtungen, die auch die Schweiz 2017 völkerrechtsverbindlich eingegangen ist, im Richtplan 
begründet ablesbar sind, steht damit das gesamte Planwerk unter dem dringenden Verdacht, im 

Gesamten obsolet zu sein, da bei der Ermittlung der Interessen – die die Voraussetzung für eine 

angemessene Interessensabwägung darstellt – das öffentlich extrem hoch zu gewichtende öffentli-
che Interesse eines angemessenen Klimaschutzes offensichtlich komplett vergessen ging. Dies um-

so mehr, als gerade auch die übergeordneten Planwerke keinerlei substanziellen (ob qualitativ oder 

quantitativ) klimapolitischen Aussagen treffen: weder der bislang geltende Richtplan noch das ver-

kehrspolitische Leitbild. Auch für die angekündigte Anpassung des Schwerpunkts „Umwelt“ (EB, 4) ist 
dies offensichtlich nicht beabsichtigt. Dort soll es lediglich um den adaptiven Aspekt des Stadtklimas 

gehen, nicht aber um Verpflichtungen von signifikanten CO2-Minderungen („Mitigation“) über alle 

raumplanungsrelevanten Bereiche hinweg (es ist jedenfalls kaum anzunehmen, dass das angekündigte 
Thema der „Energieplanung“ auch die Treibhauswirksamkeit aller Mobilitätsleistungen und die Effekte 

der Verkehrsinfrastrukturen umfasst). 

Ein kategorisches Nichtthematisieren der rapiden Veränderung des globalen Klimas ist für ein raum-
bezogenen-strategisches Planungsinstrument jedoch nicht nur nicht zeitgemäss, sondern vielmehr ana-

chronistisch – da gegen die Zeichen der Zeit gerichtet. Letztlich wird das Thema durch sein Ausblen-

den in seiner Relevanz heruntergespielt und verleugnet.  

Der Richtplan erlangt als behördenverbindliches Instrument keine unmittelbare Rechtswirkung gegen-
über Dritten, bindet jedoch die Behörden in ihrem planerischen Ermessen.

7
 Er zeichnet damit die Ab-

wägungsschranken des künftigen Verwaltungshandelns vor und ist diesbezüglich weitreichend. 

Wird es dabei versäumt, bereits im Rahmen der Beschlüsse zum Richtplan (bzgl. seiner Festsetzungen) 
übergeordnete klimapolitische Zielsetzungen sorgfältig mit abzuwägen, so droht seine anschliessende 

Behördenverbindlichkeit im Rahmen der Konkretisierung von Massnahmen stets mit der Umsetzung 

übergeordneten (Völker-) Rechts zu kollidieren. Es ist damit weder ersichtlich, wie dies zu Planbestän-

digkeit und Planungssicherheit beiträgt, noch wie damit dem raumplanerischen Grundsatz der Stufenge-
rechtigkeit (vgl. z.B. die „Ergänzung des Leitfadens Richtplanung“ (ARE, 2014) zu Art. 8 Abs. 2 RPG) 

bei Vorhaben mit gewichtigen Auswirkungen – wie dies Infrastrukturplanungen in der Regel sind – 

nachgekommen werden kann.   

Insofern der Regierungsrat die gesamte Diskussion der Klimaerhitzung und der daraus resultierenden, 

lokalpolitischen Verantwortung aus seinen strategischen Planungsinstrumenten heraushält, macht er sich 

nicht nur bezüglich mangelnder Abwägung und in Bezug auf künftiges rechtes Ermessen direkt angreif-
bar, er verspielt auch die Chance, die Richtplananpassung für einen gesellschaftspolitisch überfäl-

ligen Lernprozess zur Diskussion zu nutzen. Zudem hat er bei der der Behandlung sonstiger Anre-

gungen im Rahmen dieser Vernehmlassung – namentlich durch Lobbygruppen, die ein Mehr an 

Strassen und einen Abbau solcher Massnahmen verlangen, die auf eine Reduktion des motorisierten 
Verkehrs zielen – schlicht keine angemessenen Abwägungsargumente zur Hand.  

                                                                                                                                                     
mein gehalten: http://www.richtplan.bs.ch/richtplantext/strategie/st4-st6-siedlung-
wohnen.html#page_section3_section3.   
6
 Der Allgemeinplatz der „Umweltgerechtigkeit“ leistet dies jedenfalls nicht; bei Klimapolitik geht es nicht primär 

darum, es der „Umwelt“ recht zu machen, sondern heute Betroffenen sowie unseren Kindern und Kindeskindern. 
7
 Immerhin sind bezüglich der räumlichen Entwicklung zu Klimafragen vier Departemente unmittelbar tangiert: BVD 

(Raumentwicklung/ Stadtplanung/ Bauen/ Infrastruktur), WSU (u.a. Energie), FD (Grundeigentum, Immobilien, 
Anlagewirksamkeit der Pensionskasse), PD (Koordination/ Nachhaltigkeit/ Wohnraumpolitik/ Stadtentwicklung). 

http://www.richtplan.bs.ch/richtplantext/strategie/st4-st6-siedlung-wohnen.html#page_section3_section3
http://www.richtplan.bs.ch/richtplantext/strategie/st4-st6-siedlung-wohnen.html#page_section3_section3
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Dass der Regierungsrat im Jahr 2018 – und damit 46 Jahre nach der bereits klimapolitisch motivier-

ten ersten UN-Umweltkonferenz von Stockholm, 30 Jahre nach der ersten Weltklimakonferenz in 
Toronto, 26 Jahre nach der UN-Klimarahmenkonvention von Rio, 25 Jahre nach dem Beitritt Basels 

zum Klima-Bündnis Schweiz, über 20 Jahre nach der Diskussion des 2°C-Ziels (seit 1996 für die EU), 8 

Jahre nach der internationalen Absichtserklärung zum 2°C Ziel in Cancún und 3 Jahre nach der völker-
rechtsverbindlichen Vereinbarung von Paris von 2015 – mit dem Ziel, bis 2100 die Temperaturerhöhung 

im Weltschnitt seit Beginn der Industrialisierung auf deutlich unter 2°C, möglichst 1,5°C zu limitieren – 

die Klimafrage noch immer ausblendet, ist komplett unverständlich. Bestenfalls kann ihm zu Gute 

gehalten werden, dass die Beschlüsse von Paris in der Schweiz erst am 6. Oktober 2017 ratifiziert und 
damit für die Schweiz auch erst dann (völker-) rechtsverbindlich wurden.

8
  

Auch wenn die erforderlichen gesetzlichen Anpassungen auf Bundesebene noch nicht beschlossen sind, 

ist offensichtlich, dass der kantonalen und lokalen Ebene bei der Umsetzung der Klimaziele eine we-
sentliche Aufgabe und Verantwortung zukommt. Durch die – durch das lange Abwarten und Hinauszö-

gern bedingte, mittlerweile extrem hohe Dringlichkeit – wäre es jedenfalls so fahrlässig wie unange-

messen, gesetzliche Vorgaben auf Bundesebene erst noch abzuwarten, bevor lokal gehandelt wird. Ein 
Handlungsgebot leitet sich alleine schon aus dem Verfassungsziel der Nachhaltigkeit (Art. 73 BV, 

§15 Verfassung Kanton BS) mit ihrem intergenerationalen Gerechtigkeitskern ab.  

Jedenfalls kann der Umstand, dass bei der Genehmigungsinstanz, dem Bundesrat, noch keine fachpoliti-

schen Konzepte bekannt sind, die in Bezug auf die völkerrechtliche Verpflichtung von Paris bereits 
ausreichende Beurteilungsmassstäbe für eine konsistente Politik der klimabezogenen räumlichen Ent-

wicklung bieten, die Kantone und Gemeinden nicht aus der Pflicht nehmen, ihre eigenen Beiträge selbst 

zu leisten.
9
 Denn ein weiteres Hinwarten droht das Erreichen der Zielsetzungen des Paris-Abkommens 

vollends ganz zu verunmöglichen.  

 

                                                
8
 Vgl. Ekardt et al. (2018, Paris Agreement, Precautionary Principle and Human Rights: Zero Emissions in Two 

Decades?) bezüglich der Rechtsauslegung der Ziele des Paris-Abkommens (PA); Insbesondere, inwiefern das 
1.5°-Ziel des Art. 2 PA als wesentlich substanzielleres gegenüber dem 2°-Ziel zu berücksichtigen ist, weshalb Art. 4 
Satz 1 PA (Ausgleich in der zweiten Jahrhunderthälfte) dem Art. 2 nachrangig ist, weshalb Effekte von Negative-
missionen und „Overshoot“ (zeitweiliges Übersteigen der Temperaturziele) etc. dem PA entgegenstehen (auch 
wenn solche Effekte in den Diskussionen der IPCC-Szenarien – auch des 1,5°-Sonderberichts vom Oktober 2018 – 
meist stillschweigend vorausgesetzt werden); online: https://www.mdpi.com/2071-1050/10/8/2812 
9
 Entsprechende Massstäbe bei der Genehmigungsinstanz können alleine darum noch nicht vorliegen, da auf der 

Bundesebene die Diskussion erst begann, welche Anpassungen an der Bundesstrategie aufgrund der Erkenntnisse 
des Sonderberichts des IPCC vom 8.10.2018, resp. des bereits länger bekannten und verschärften 1.5°-Ziels über-
haupt vorzunehmen seien; https://www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/dokumentation/medienmitteilungen/anzeige-
nsb-unter-medienmitteilungen.msg-id-72416.html  

https://www.mdpi.com/2071-1050/10/8/2812
https://www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/dokumentation/medienmitteilungen/anzeige-nsb-unter-medienmitteilungen.msg-id-72416.html
https://www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/dokumentation/medienmitteilungen/anzeige-nsb-unter-medienmitteilungen.msg-id-72416.html
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2. Klimasituation: Stand, Handlungsrelevanz und Dringlichkeit  

Das komplette Nichtthematisieren von Klimaverpflichtungen im Richtplan wirft die Frage auf, ob sich 
Regierungsrat, Behörden und Fachstellen über die Dringlichkeit des Handelns zwar bewusst sind, aber 

dennoch nicht in adäquater Entschiedenheit handeln, oder ob ihnen zu Klimathemen das erforderliche 
Wissen fehlt.

10
 Im Sinne des erwähnten gesellschaftlichen Lernprozesses soll daher im Folgenden die 

heutige Klimasituation umrissen werden; daraus lassen sich quantitative Eckwerte und die hohe Hand-

lungsdringlichkeit direkt ableiten und erkennen. Der Regierungsrat mag die folgenden Argumente für 

seine eigene Argumentation nutzen, oder sie mit besseren Gründen widerlegen.
11

   

a) Globale Situation  

 Die Konzentration von CO2 in der Atmosphäre beträgt heute über 410ppm
12

 und damit mehr, als in 

den vergangenen 15Mio (!) Jahren.
13

 

 Sie übersteigt damit die CO2-Konzentrationsspitzen der letzten Warmzeiten bereits heute um jene 

Differenz, die zwischen den letzten grossen Warm- und Eiszeiten überhaupt bestanden. 

 

 
 

Im Frühjahr 2018 überschritt die CO2-Konzentration die Marke von 410ppm 
 

 Der durchschnittliche, globale Temperaturanstieg liegt bereits bei über 1°C über dem Niveau seit 

Beginn der Aufzeichnungen (ca. 1860) resp. zu Beginn der Industrialisierung (ca. 1750).
14

  

 In den vergangen Jahren wurde die Relevanz des 1,5°-Ziels bekräftigt und untermauert, da das 

Risiko für allfällige positive Rückkopplungseffekte bei 2° deutlich zu gross ist.
15

  

 Seit dem Nachhaltigkeitsgipfel von Rio 1992 (u.a. mit Beschluss der unverbindlichen Klimarah-

menkonvention) sind die jährlichen Treibhausgas-Emissionen global um über 60% gestiegen.
16

   

 Auf die Folgen der Klimaveränderung kann hier nicht weiter eingegangen werden, lediglich einige 

seien in Erinnerung gerufen: Wetterextreme (Hitzewellen / Dürren, Wirbelstürme, Sturmfluten) 

und ihre Folgen (Hunger, Brände, Überschwemmungen, Hitzestress, vorzeitige Hitzetote etc.), 

dauerhafte Erwärmung (mit Folgen bzgl. Permafrost, Muren, Neophyten, Ausbreitung von Scha-

dorganismen, Krankheiten durch invasive, gebietsfremde Arten, steigendem Meeresspiegel, Ver-
salzung küstennaher Grundwässer, Gletscherrückgang, ausbleibenden Trinkwasservorkommen, be-

drohter Ernährungssicherheit (selbst in unseren Breiten) etc.) und Verschiebung von Klimazonen 

                                                
10

 Beides wäre für Handelnde im öffentlichen Interesse der Situation nicht angemessen; Mit einem weiteren Hinwar-
ten wird aber die Umsetzung einer hinreichenden Klimapolitik dramatisch erschwert wenn nicht vollends unmöglich.   
11

 Er kann zugleich die folgenden Argumente seinen Verwaltungsangestellten zukommen zu lassen, um ihnen, auf 
wenigen Seiten komprimiert, aktualisiertes Wissen zur Klimaveränderung zur Verfügung zu stellen. 
12

 https://www.energiezukunft.eu/klimawandel/co2-konzentration-ueberschreitet-weiteren-schwellenwert/  
13

 https://mashable.com/article/climate-change-carbon-pollution-15-million-years/#08Zlb1g02iqa  
14

 Die sich daraus ergebenden Unterschiede sind nicht ganz unwesentlich und bedingen eine diesbezüglich strenge 
Auslegung des Paris-Abkommens (vgl. Ekardt et al., 2018).   
15

 z.B.: http://www.pnas.org/content/115/33/8252  
16

 https://de.statista.com/statistik/daten/studie/37187/umfrage/der-weltweite-co2-ausstoss-seit-1751/  

https://www.energiezukunft.eu/klimawandel/co2-konzentration-ueberschreitet-weiteren-schwellenwert/
https://mashable.com/article/climate-change-carbon-pollution-15-million-years/#08Zlb1g02iqa
http://www.pnas.org/content/115/33/8252
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/37187/umfrage/der-weltweite-co2-ausstoss-seit-1751/
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(bereits heute erfolgendes Massenartensterben) sowie die daraus resultierenden gesellschaftlichen 

Verwerfungen (Migrationsströme, Extremisierung von vulnerablen Gesellschaften in Fluchtregio-
nen (z.B. Darfur, Syrien)

17
 wie Zielregionen (z.B. Rechtspopulismus in Europa), Auswirkungen 

auf Wintertourismus, Probleme der Schifffahrt, gesellschaftliche Proteste hinsichtlich Einschnitten 

in Besitzstände (v.a. bei ungleichem Mass an Betroffenheit) etc.). Dass sich bereits heute etliche 
dieser Folgen auf dramatische Art zeigen und bestätigen, mag die Dinglichkeit, mit den Klimafol-

gen unseren Handelns nicht so leichtfertig wie bis anhin umzugehen, nur untermauern.  

 Als globale völkerrechtliche Zielsetzung gibt das Abkommen von Paris (2015) eine Reduktion 

auf deutlich unter 2°C resp. Anstrengungen für eine Begrenzung auf 1,5°C vor.
18

  

 Dass das einstige 2°C-Ziel nicht ausreicht – vielmehr katastrophale Folgen erwarten liesse – wurde 

dabei schon lange diskutiert.
19

  

 Mit bisherigen, bereits eher optimistischen Politikprogrammen wird dabei erwartet, dass eine 

Erhitzung im globalen Durchschnitt bis 2100 mit grosser Wahrscheinlichkeit (77%) auf über 

plus 3°C erfolgt (und noch mit 11% auf sogar über 6°!).
20

  

 Am 8.10.2018 wurde ein Zwischenbericht des IPCC vorgestellt, der auf die Umsetzung des 

1,5°Ziels fokussiert.
21

 Das für dieses Ziel verbleibende CO2-Budget wurde aufgrund methodischer 
Anpassungen leicht erhöht; damit stünden noch ca. 420GtCO2 zur Verfügung.

22
  

 Evident ist jedenfalls: hinsichtlich der jeweils verbleibenden Emissionen ist es ungleich an-

spruchsvoller, das 1,5°C-Ziel gegenüber dem 2°C-Ziel zu erreichen.
23

  

 Einhellig ist das Erfordernis einer vollständigen Dekarbonisierung. Lediglich die Frage des 

Zeitpunktes wird kontrovers diskutiert. Dies hängt u.a. mit unterschiedlichen Annahmen des mög-
lichen verbleibenden CO2-Budgets zusammen.

24
   

 Jüngste Forschungsergebnisse zeigen zudem auf, dass nicht einmal mehr ausgeschlossen werden 

kann, dass mit den bereits erfolgten Emissionen die 1,5°C-Zielmarke bereits heute über-

schritten ist.
25

 Andere Berechnungen gehen von ca. 9 Jahren aus.
26

 Konservative Annahmen for-
dern einen kompletten Ausstieg bis deutlich vor 2050.

27
  

 Dabei wird stets von Wahrscheinlichkeiten des Erreichens des 1,5°-Ziels ausgegangen – wobei 

bereits eine Wahrscheinlichkeit von 66% als plausibel angenommen wird – d.h. ein Scheitern der 

Zielerreichung zu 33% (!), in vielen Szenarien gar zu 50% (!). 

 Die auf globaler Ebene diskutierten Umsetzungsstrategien setzten letztlich auf Mechanismen, mit 

denen bis heute keine einschneidende Trendumkehr erzielt werden konnte.
28

  

 Dabei akzeptieren praktisch alle IPCC-Szenarien den Effekt des „overshoots“ (das zeitweise Über-

schiessen über die Klimaziele hinaus) und setzten auf kompensatorisches Geoengineering.
29

 Ob als 

Massnahmen, mit denen CO2 aus der Atmosphäre entnommen wird (CDR: Carbon Dioxide Remo-

val), oder die Sonneneinstrahlung reduziert werden soll (SRM: Solar Radiation Management). Die-
se Technologien sind aber alle hochrisikobehaftet und nicht (entweder prinzipiell nicht oder nicht 

in nützlicher Frist) grosstechnisch einsetzbar.
30

  

                                                
17

 z.B.: https://www.sueddeutsche.de/politik/rueckblick-flucht-krieg-und-klimawandel-1.2794106-2  
18

 Art.2: https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:22016A1019(01)  
19

 z.B.: https://blogs.scientificamerican.com/observations/two-degree-global-warming-limit-is-called-a-prescription-
for-disaster/  
20

 Vgl. Hippe, Thorsten (2016): Herausforderung Klimaschutzpolitik, S.13 zum „New Policies Scenario“ (Umsetzung 
aller angekündigten Klimapolitiken) der IEA von 2012. Auch im aktuellen New Policies Scenario (IEA, 13. No-
vember 2018, https://www.iea.org/weo/), steigen die CO2-Emissionen weiterhin deutlich an, statt abzunehmen. 
Dies macht deutlich, wie unzureichend die Politikansätze bisher sind.  
21

 http://www.ipcc.ch/index.htm  
22

 https://www.carbonbrief.org/analysis-why-the-ipcc-1-5c-report-expanded-the-carbon-budget  
23

 z.B.: http://priceofoil.org/content/uploads/2016/09/OCI_the_skys_limit_2016_FINAL_2.pdf  
24

 Eine Übersicht über verschiedene Annahmen: https://www.carbonbrief.org/analysis-how-much-carbon-budget-is-
left-to-limit-global-warming-to-1-5c ; vgl. auch Ekardt et al., 2018.  
25

 https://www.nature.com/articles/s41598-018-24241-1   
26

 https://www.mcc-berlin.net/en/research/co2-budget.html  
27

 http://www.futureearth.org/news/halving-greenhouse-gas-emissions-2030-roadmap-shows-whats-needed-each-
sector  
28

 u.a. da die CO2-Handelsmechanismen z.T. zu massiven Fehlanreizen führten; da gegenüber der Industrie in 
vieler Hinsicht auf Freiwilligkeit gesetzt wird; oder da kein Land im Bereich Mobilität tatsächlich Fortschritte macht.  
29

 ProClim Flash 69, Nov. 2018, S. 13 (online: www.proclim.ch/flash/69); damit zielen die Annahmen aber am Paris-
Abkommen vorbei. Vgl. Ekardt et al., 2018 (siehe Fussnote 8), S.7.   
30

 vgl. die jüngst erschienene Übersicht der Akademien der Wissenschaften Schweiz: http://www.akademien-
schweiz.ch/dms/D/Publikationen/Factsheets/FactsheetGeoengineering_D_web.pdf oder z.B.: 
https://www.futurity.org/carbon-removal-risk-1439682/   

https://www.sueddeutsche.de/politik/rueckblick-flucht-krieg-und-klimawandel-1.2794106-2
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:22016A1019(01)
https://blogs.scientificamerican.com/observations/two-degree-global-warming-limit-is-called-a-prescription-for-disaster/
https://blogs.scientificamerican.com/observations/two-degree-global-warming-limit-is-called-a-prescription-for-disaster/
https://www.iea.org/weo/
http://www.ipcc.ch/index.htm
https://www.carbonbrief.org/analysis-why-the-ipcc-1-5c-report-expanded-the-carbon-budget
http://priceofoil.org/content/uploads/2016/09/OCI_the_skys_limit_2016_FINAL_2.pdf
https://www.carbonbrief.org/analysis-how-much-carbon-budget-is-left-to-limit-global-warming-to-1-5c
https://www.carbonbrief.org/analysis-how-much-carbon-budget-is-left-to-limit-global-warming-to-1-5c
https://www.nature.com/articles/s41598-018-24241-1
https://www.mcc-berlin.net/en/research/co2-budget.html
http://www.futureearth.org/news/halving-greenhouse-gas-emissions-2030-roadmap-shows-whats-needed-each-sector
http://www.futureearth.org/news/halving-greenhouse-gas-emissions-2030-roadmap-shows-whats-needed-each-sector
http://www.proclim.ch/flash/69
http://www.akademien-schweiz.ch/dms/D/Publikationen/Factsheets/FactsheetGeoengineering_D_web.pdf
http://www.akademien-schweiz.ch/dms/D/Publikationen/Factsheets/FactsheetGeoengineering_D_web.pdf
https://www.futurity.org/carbon-removal-risk-1439682/
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 Als weitere prinzipiell kritische Aspekte sind zu bedenken, dass Emissionen aus Landverände-

rungsprozessen oder chemischen Prozessen (wie dem Abbinden von Zement bei der Verwendung 

von Beton) grundsätzlich nicht zu unterbinden sind. Werden für derlei Prozesse längerfristige 
Rückstellungen getroffen, schrumpfen die verbleibenden Emissionsbudgets praktisch auf null – 

sie sind bei bisherigen Emissionsraten damit vor (!) 2025 aufgebraucht.
31

  

 Um dieser Dramatik gerecht zu werden ist ein Weiter-So perspektiv- und verantwortungslos ist. 

So fordern selbst die sonst gesellschaftspolitisch eher verhaltenen Naturwissenschaften ein rasches 
und rigoroses Handeln.

32
  

 Jedenfalls wäre ein Feilschen um Jahre, bevor tatsächlich gehandelt werden soll, oder um die Rela-

tivierung der eigenen, schwachen und im globalen Zusammenhang scheinbar unbedeutenden Rolle 

fahrlässig (und angesichts der historisch hohen Emissionen in der Schweiz und Europa in höchstem 
Masse unangebracht). Eine vollständige Dekarbonisierung innerhalb weniger Jahre ist so oder so 

eine unermesslich grosse Herausforderung. Es bleibt nur das Zeitfenster der folgenden wenigen 

Jahre, um der historischen Verantwortung – im Hinblick auf das Wohl von Kindern und 

Kindeskindern – überhaupt noch gerecht werden zu können.  

 Sozialwissenschaftlich wird diese Herausforderung als „super wicked problem“ bezeichnet, als ein 

besonders bösartiges und vertracktes Problem.
33

 Es zu adressieren bedingt in jedem Fall die Gestal-

tung von gesellschaftlichen Lern- und Transformationsprozessen, da das Problem nicht alleine 

durch ein Implementieren technischer Lösungen angegangen werden kann.  

 

b) Situation Schweiz  

 Die Temperatur über den Landmassen steigt ungefähr doppelt so stark, wie das globale Mittel. Dies 
deckt sich mit den Temperaturveränderungen in der Schweiz, die ca. 2°C über dem Schweizer 

Temperaturmittel zu Beginn der Messungen liegt.  

 

 
 

Quelle: BAFU
34

; allein in den letzten 50 Jahren beträgt die Temperaturerhöhung in der Schweiz ca. 1,8°C! 
 

                                                
31

 Kevin Anderson stellt z.B. 60Gt für Landveränderungen und 150Gt CO2-eq für Zementnutzung im Rahmen einer 
nachholenden Entwicklung von Nicht-Industrieländern ein: 
https://www.unece.org/fileadmin/DAM/energy/se/pdfs/comm25/rd/CSE.25.2016.INF.13_Duality.Climate.Science.pdf  
Bei 420Gt CO2-eq verbleiben damit ca. 210Gt. Das sind bei den heutigen jährlichen Emissionsraten von global ca. 
36Gt keine 6 Jahre für eine vollständige CO2-Reduktion aus Brenn-/ Treibstoffen und sonstigen Prozessen. 
32

 z.B.: https://naturwissenschaften.ch/service/news/106109-1-5-grad-klimaziel-erfordert-rasches-rigoroses-
handeln-und-netto-null-co2-emissionen  
33

 https://link.springer.com/article/10.1007%2Fs11077-012-9151-0  
34

 https://www.bafu.admin.ch/dam/bafu/de/dokumente/klima/rechtliche-grundlagen/praesentation-totalrevision-co2-
gesetz.pdf.download.pdf/Totalrevision_CO2-Gesetz_D.pdf  

https://www.unece.org/fileadmin/DAM/energy/se/pdfs/comm25/rd/CSE.25.2016.INF.13_Duality.Climate.Science.pdf
https://naturwissenschaften.ch/service/news/106109-1-5-grad-klimaziel-erfordert-rasches-rigoroses-handeln-und-netto-null-co2-emissionen
https://naturwissenschaften.ch/service/news/106109-1-5-grad-klimaziel-erfordert-rasches-rigoroses-handeln-und-netto-null-co2-emissionen
https://link.springer.com/article/10.1007%2Fs11077-012-9151-0
https://www.bafu.admin.ch/dam/bafu/de/dokumente/klima/rechtliche-grundlagen/praesentation-totalrevision-co2-gesetz.pdf.download.pdf/Totalrevision_CO2-Gesetz_D.pdf
https://www.bafu.admin.ch/dam/bafu/de/dokumente/klima/rechtliche-grundlagen/praesentation-totalrevision-co2-gesetz.pdf.download.pdf/Totalrevision_CO2-Gesetz_D.pdf
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 Das Abkommen von Paris ist durch seine Ratifizierung durch die Schweiz seit dem 6.10.2017 

völkerrechtsverbindlich.
35

  

 Die Schweiz setzt dabei unverändert darauf, sich von der Emissionsreduktion durch Kompensati-

onsgeschäfte mit anderen Ländern freizukaufen (ebd.) – eine Strategie, die jedoch weder der histo-
rischen Verantwortung, noch dem Gebot der Reduktion auf null nur annähernd gerecht wird.   

 Berücksichtigt man die im Ausland für die Schweiz getätigten Emissionen, so steigen die Emissi-

onen der Schweiz jedoch bis heute.  
(Damit werden die Unwirksamkeiten der politischen Absichtserklärungen seit der Rio-Konferenz 
deutlich; Emissionsentwicklung 1996-2015: Schweizweit +12%; Personenbezogen seit Jahren etwa 

konstant bei jährlich ca. 14t/P (siehe folgende Abb.).
36

 Hinzuzurechnen sind 6.4tCO2-eq/P für Pen-

sionskassenversicherte, die über Aktienanlagen im Ausland anfallen,
37

 sowie weitere signifikante 
Effekte vom Finanzplatz Schweiz im Ausland.

38
) Von einer energie- oder klimapolitisch ausrei-

chenden Trendwende in der Schweiz kann jedenfalls keinerlei Rede sein.  
 

 
 

aus: BAFU (Hg) (2018): Umwelt-Fussabdrücke der Schweiz, S. 58 

 

 Dabei ist der Schweizer Endenergieverbrauch überwiegend fossil (siehe folgende Abbildung). 

D.h. er ist treibhauswirksam und damit auf null zu reduzieren.  
 

 
 

Endenergieverbrauch 1910–2017 nach Energieträgern 

aus: BFE (Hg.) (2018): Schweizerische Gesamtenergiestatistik 2017, S. 3 
39 

                                                
35

 https://www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/themen/klima/fachinformationen/klima--internationales/das-
uebereinkommen-von-paris.html  
36

 BAFU (Hg) (2018): Umwelt-Fussabdrücke der Schweiz, S. 53ff.: 
https://www.bafu.admin.ch/dam/bafu/de/dokumente/wirtschaft-konsum/uz-umwelt-zustand/uz-1811-
d.pdf.download.pdf/uz-1811-d.pdf  
37

 gemäss Studie im Auftrag des BAFU: CSSP & South Pole Group, 2015, 47 
38

 http://www.klima-allianz.ch/blog/klimarisiken-bedrohen-den-finanzplatz-schweiz-doch-die-politik-schaut-weg  
39

 http://www.bfe.admin.ch/php/modules/publikationen/stream.php?extlang=de&name=de_936120762.pdf  

https://www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/themen/klima/fachinformationen/klima--internationales/das-uebereinkommen-von-paris.html
https://www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/themen/klima/fachinformationen/klima--internationales/das-uebereinkommen-von-paris.html
https://www.bafu.admin.ch/dam/bafu/de/dokumente/wirtschaft-konsum/uz-umwelt-zustand/uz-1811-d.pdf.download.pdf/uz-1811-d.pdf
https://www.bafu.admin.ch/dam/bafu/de/dokumente/wirtschaft-konsum/uz-umwelt-zustand/uz-1811-d.pdf.download.pdf/uz-1811-d.pdf
https://www.bafu.admin.ch/dam/bafu/de/dokumente/klima/externe-studien-berichte/kohlenstoffrisikenfuerdenfinanzplatzschweiz.pdf.download.pdf/kohlenstoffrisikenfuerdenfinanzplatzschweiz.pdf
http://www.klima-allianz.ch/blog/klimarisiken-bedrohen-den-finanzplatz-schweiz-doch-die-politik-schaut-weg
http://www.bfe.admin.ch/php/modules/publikationen/stream.php?extlang=de&name=de_936120762.pdf


 

Richtplan Basel-Stadt (Anpassung Mobilität): Anregungen KlimaVerantwortungJetzt ! Basel Anhang, S. 8/13 

 Von dieser fossilistischen Energieversorgung sind insbesondere alle energie- und treibstoffrelevan-

ten Prozesse und Handlungsweisen betroffen, wie Landwirtschaft/ Ernährung, Produktion, Dienst-

leistung, Konsum, Siedeln/ Bauen/ Wohnen/ Mobilität oder Freizeit. Dies macht grosse technische 

Anstrengungen nötig und unabdingbar.  

 Jedoch liegen keine Nachweise vor, dass solch technische Massnahmen alleine ausreichen, um alle 

fossilen Energien (u.a. für Betrieb und Produktion von Fahrzeugen) innert nützlicher Frist vollstän-

dig zu substituieren.
40

 Auch liegt kein Nachweis vor, dass das regenerative Potenzial z.B. der 
Schweiz hierfür ausreichen würde. Daher sind ergänzende Verhaltensanpassungen unablässlich.

41
 

Diese sind durch geeignete gesellschaftliche Anreizstrukturen zu begünstigen. Diesbezüglich liegt 

es im Bereich der Mobilität nahe, dass auch die Gestaltung der Verkehrsinfrastrukturen ihren Teil 
beitragen muss.

42
  

 Die bisherigen Strategien des Bundes sind nicht geeignet, die Zielsetzungen von Paris auch 

nur annähernd einzulösen. Die „Energiestrategie 2050“ zielt verbindlich nur auf das Jahr 2030 

und dies mit einer Halbierung der Emissionen und damit deutlich zu geringen Reduktionsraten. 

Sie basieren lediglich auf dem viel zu laxen Inlandsziel von bis 1.5tCO2/P für 2050.
43

  

 Die mangelnde Entschiedenheit in der Umsetzung verdeutlicht auch das Konzept der 2000-Watt-

Gesellschaft, mit seinen Zielwerten für CO2-Emissionen bis 2050 von jährlich 2tCO2/Person, und 

2100 (!) immer noch 1t.
44

 Und selbst diese laxen 2050-Zwischenwerte können im Mobilitätsbereich 

über die Schweiz hinweg mit den heutigen Verhaltensmustern nicht erfüllt werden, da es zu viele 
unzureichend gut mit dem ÖV erschlossene Gegenden gibt; Umso höher müsste die Verpflichtung 

für die zentral erschlossenen Lagen in Agglomerationskernen wie Basel-Stadt ausfallen, Verkehrs-

leistungen zu reduzieren.  

 

c) Situation Basel  

 Basel ist als „Energiestadt Gold“ sowie als „Energiestadt auf dem Weg zur 2000-Watt-

Gesellschaft“ ausgezeichnet. U.a., da Basel ein kommunales 2000-Watt-Konzept habe, sowie eine 
nachhaltige Mobilitätsplanung.

45
 

 Auf den Webseiten von Basel-Stadt ist bis auf die Studie «Basel auf dem Weg zur 2000-Watt-

Gesellschaft» jedoch kein Dokument zu finden, indem der postulierte Absenkpfad mit seinen Kon-

sequenzen dargelegt ist, um seine Zielerreichung – total wie für einzelne Sektoren – überprüfen zu 
können. Gleichermassen wird auch in der Studie nicht ersichtlich, was der basel-städtische Ab-

senkpfad tatsächlich ist. Damit wird seine Umsetzung praktisch nicht überprüfbar.
46

 

 Würde das in der Studie dargestellte 2000-Watt-Szenario als massgeblich herangezogen, so wür-

den selbst die viel zu laschen CO2-Zielwerte der 2000-Watt-Gesellschaft in Basel noch deut-
lich verfehlt werden (im Bereich THG-Emissionen mit z.B. 350% des Zielwerts im Jahr 2050, 

                                                
40

 Vgl.: PowerShift et al. (Hg) (2018): Weniger Autos, mehr globale  Gerechtigkeit. Diesel, Benzin, Elektro: Die An-
triebstechnik allein macht noch keine Verkehrswende (https://power-shift.de/wp-content/uploads/2018/11/Weniger-
Autos-mehr-globale-Gerechtigkeit-web.pdf); oder Schrader (2017) bezüglich der irrigen Annahme, Elektroautos 
sein klimaneutral (https://www.spektrum.de/news/wie-ist-die-umweltbilanz-von-elektroautos/1514423); Zudem führt 
bereits heute die Gewinnung von Kobalt oder Lithium zu Konflikten (obwohl die heute erforderlichen Mengen für 
Handybatterien nicht mit jenen für Autobatterien vergleichbar sind), wobei Lithiumgewinnung aus dem Meer oder 
alternative Batterietechniken nicht marktreif sind.     
41

 Verhaltensänderungen im Verkehr nimmt auch Anton Gunzinger an (Kraftwerk Schweiz, 2015, 209ff);  
42

 Das alleinige Setzten auf technische Lösungen, um der klimapolitischen Herausforderung gerecht zu werden 
(„technofixes“) ist nicht nur eine unplausible, sondern auch eine äusserst riskante Hoffnung. Wo bislang im Sinne 
einer „Ökomoderne“ – sprich einer ökologisch-technischen Modernisierung ohne Transformation der sozial-
ökologischen Verhältnisse – allein auf technische Lösungen gesetzt wurde, konterkarieren Rebound- oder Bume-
rang-Effekte Einsparungen auf vielfältige Weise; Neben klimatischen gibt es zudem weitere „planetare“ Belas-
tungsgrenzen; Auch liegt kein Nachweis vor, wie der Prokopf-Ressourcendurchsatz der Schweiz (bei vollständiger 
Substitution von fossilen Brenn- und Treibstoffen) schweizweit möglich und weltweit verallgemeinerbar wäre.  
43

 Botschaft zur Energiestrategie 2050, S.7590, 7593: https://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2013/7561.pdf  
44

 energieschweiz/ BFE (2017): Faktenblatt Nr.6: 2000 Watt-Gesellschaft:  
http://www.bfe.admin.ch/php/modules/publikationen/stream.php?extlang=de&name=de_120900653.pdf&endung=F
akten%20zur%20Energie%20Nr.%206:%202000-Watt-Gesellschaft  
45

 vgl.: http://www.2000-watt.bs.ch/energie-und-umweltpolitik/basel-energiestadt/basel-2000-watt-gesellschaft.html 
Verwiesen wird dabei auf die Studie «Basel auf dem Weg zur 2000-Watt-Gesellschaft» (2011; mit darin definiertem 
Absenkpfad), sowie den Umstand, dass Basel über einen Richtplan für eine nachhaltige Mobilität verfüge.  
46

 So stellt auch im Indikatorenbericht zur Nachhaltigen Entwicklung BS keine Soll-Werte dar, sondern nur das Ist.  

https://power-shift.de/wp-content/uploads/2018/11/Weniger-Autos-mehr-globale-Gerechtigkeit-web.pdf
https://power-shift.de/wp-content/uploads/2018/11/Weniger-Autos-mehr-globale-Gerechtigkeit-web.pdf
https://www.spektrum.de/news/wie-ist-die-umweltbilanz-von-elektroautos/1514423
https://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2013/7561.pdf
http://www.bfe.admin.ch/php/modules/publikationen/stream.php?extlang=de&name=de_120900653.pdf&endung=Fakten%20zur%20Energie%20Nr.%206:%202000-Watt-Gesellschaft
http://www.bfe.admin.ch/php/modules/publikationen/stream.php?extlang=de&name=de_120900653.pdf&endung=Fakten%20zur%20Energie%20Nr.%206:%202000-Watt-Gesellschaft
http://www.2000-watt.bs.ch/energie-und-umweltpolitik/basel-energiestadt/basel-2000-watt-gesellschaft.html
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obwohl bereits ein Anteil von E-Mobilität von 80% angenommen ist); Auch wird mit dem metho-

disch verwendeten intra-muros-Prinzip prinzipiell von den grauen Emissionen, die ausserhalb der 
engen Kantonsgrenzen anfallen, abstrahiert. Dies ist gerade bei den hohen Pendlerverflechtungen 

des Funktionalraums der Region aber nicht zielführend. So werden keine klimapolitischen Kon-

sequenzen aus dem politisch geförderten, hohen Arbeitsplatzüberschuss in Basel-Stadt mit 
seinem resultierenden, hohen Anteil an Einpendler*innen gezogen. Vielmehr wird dargelegt, 

wieviel besser Basel als der Schweizer Durchschnitt sei – was aber nicht unwesentlich auf das me-

thodisch gewählte intra-muros-Prinzip zurückgeht.
47

   

 Mit dem neuen Energie-Gesetz (EnG vom 16.11.2016) wird ein Zielwert von jährlich 1t 
CO2/Person bis 2050 definiert. Die Energieverordnung (EnV vom 29.8.2017) weist dazu Zwi-

schenschritte auf, die als Absenkpfad dienen können. Dabei liegen die Werte jedoch offensicht-

lich zu hoch. Ein Vorschlag für eine sektorale Betrachtung zur Überprüfung liegt nicht vor.   

 Hinsichtlich der erwähnten Label wird das Vorhandensein eines nachhaltigen Mobilitätsrichtplans 

behauptet, ohne auszuführen, worin der alte Richtplan in Bezug auf Fragen der Mobilität tatsäch-
lich nachhaltig sein soll. Mangels quantitativer Nachweise in Bezug auf einen klimapolitisch sub-

stanziell hinreichenden Absenkpfad kann aber auch vom vorliegenden Richtplan nicht wirklich 

behauptet werden, er sei „nachhaltig“.  

 

                                                
47

 vgl. Schubert, Axel (2012): Basel ist nicht auf dem rechten Weg zu Ressourcen- und Klimagerechtigkeit 
https://static.woz.ch/sites/woz.ch/files/text/download/basel_auf_dem_weg_zur_2000-watt-gesellschaft.pdf  

https://static.woz.ch/sites/woz.ch/files/text/download/basel_auf_dem_weg_zur_2000-watt-gesellschaft.pdf
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3. Verkehrspolitische Folgerungen / Anträge 

Vor dem Hintergrund der aufgeführten Zusammenhänge ist nicht ersichtlich, wie ein Weiter-So gerecht-

fertigt werden kann. Gerechtigkeitsüberlegungen, Rechtsverpflichtungen, aber auch praktische Überle-
gungen – wie ist ein gesellschaftlicher Umbau der wesentlichen materiellen Grundlagen der Gesell-

schaft auf eine resiliente, nicht-disruptive Art und Weise in kurzer Zeit möglich? – mahnen zu einer 

hohen gesellschaftspolitischen Entschlossenheit. In Bezug auf die Gestaltung der Verkehrsmobilität 
leiten wir die folgenden Anträge ab. Sie sind in vielem exemplarisch und beanspruchen nicht, bereits ein 

schlüssiges Gesamtbild zu zeichnen. Gleichwohl gründen alle darauf, CO2-Emissions- und energiearme 

Formen der Mobilität CO2-Emissions- und energieintensiven Formen vorzuziehen und in einem politi-

schen Sinne strukturell zu begünstigen.  

Mit den Vorschlägen geht es insbesondere auch nicht darum, dass Basel die velofreundlichste Stadt oder 

ähnliches wird. Die Zeit für ein relativierendes Konkurrenzdenken gegenüber anderen Städten sollte 

vorbei sein, da die Handlungsmotivation im Sinne eines „Besser-Sein-Als-Andere“ solange verfehlt ist, 
wie Gerechtigkeitsgebote auch trotz eines allfälligen Besser-Seins noch nicht eingelöst sind.   

 

Wir stellen vor dem Hintergrund und in Folge der dringlichen Situation daher folgende 
Anträge: 

Minderungsmassnahmen zur Klimaerhitzung sind notwendiger Schwerpunkt im Richtplan  

1. Es ist mit dieser Richtplananpassung darzulegen, wie der Regierungsrat gedenkt, der völ-

kerrechtlich verpflichtenden CO2-Minderung Rechnung bezüglich räumlich relevanter 

und mobilitätsrelevanter Aspekte zu tragen.  

a. Hinsichtlich der Zielsetzung orientiert er sich an dem wissenschaftlich gebotenen Stand und 
nicht an den bisherigen, erwiesenermassen unzureichenden Programmansätzen (wie dem 

unzureichenden 2°-Ziel, der „Energiestrategie 2050“ etc.). 

b. Sieht er sich ausserstande, dies vollumfänglich im Rahmen dieser Anpassung zu tun, so ist 

aufzuzeigen, welche Prozessschritte er vorsieht, um das Thema innert nützlicher Frist in sei-
ner räumlichen Entwicklungsstrategie zu verankern.    

 

2. Jedenfalls ist die Erarbeitung eines übergeordneten und querliegenden Schwerpunkts 

„Klima“ unmittelbar und mit gebotener Dringlichkeit und Ernsthaftigkeit an die Hand zu 

nehmen.  

a. Darin sind alle raumrelevanten Aspekte im Hinblick auf die gebotenen Minderungsziele ab-
zubilden.  

b. In Rahmen dieser Erarbeitung sind alle bisherigen Schwerpunktthemen auf die übergeordne-

ten klimapolitischen Zielsetzungen hin abzustimmen. 

c. Der Regierungsrat stellt dazu ein mit den klimapolitischen Zielsetzungen konsistentes Zu-
kunftsbild (resp. mögliche Zukunftsszenarien) zur Diskussion.  

d. Insbesondere sind dabei die Wechselwirkungen zu anderen Politikfeldern aufzuzeigen (wie 

z.B. angespannte Wohnraumversorgung bei erhöhten Raumwiderständen), um nicht anhand 
klimapolitischer Anpassungen soziale Benachteiligungen von weniger Privilegierten zu be-

schleunigen.  

 

Gesellschaftspolitische Rahmenbedingungen für gelingenden Umbau zu fossilfreier Gesellschaft 

schaffen   

3. Nicht alle erforderlichen Massnahmen werden in der Kompetenz des Regierungsrates lie-

gen. Er hat darum aufzuzeigen, welchen Spielraum er selbst ausschöpfen kann und welche 

gesetzlichen Vorgaben er braucht und was er unternimmt, um diese zu erhalten.  
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a. Es legt dar, welche grossrätlichen Aufträge er für die Umsetzung klimapolitisch erforderli-

cher Massnahmen braucht (auch im Bereich des Verkehrs). 

b. Es legt dar, für welche gesetzlichen Vorgaben er sich auf Bundesebene starkmacht, um lo-

kalpolitisch handlungskompetent zu werden und regionalpolitisch vergleichbare Handlungs-

voraussetzungen sicherzustellen.   

c. Es legt insbesondere dar, welche gesellschaftspolitischen Lernprozesse er vorsieht, um für 

klimapolitisch gebotene, fachlich sinnvolle und zielführende Ansätze (auch im Bereich des 

Verkehrs) Mehrheiten zu ermöglichen. Denn ohne Zustimmungsfähigkeit werden klimapoli-

tisch gebotene Massnahmen von künftigen Planungen scheitern. 
 

Sistieren treibhausrelevanter Infrastrukturvorhaben  

4. Der Regierungsrat führt eine Klimafolgenprüfung zu allen wichtigen Infrastrukturpla-

nungen ein, aus der hervorgeht, wie die Klimafolgen eines Vorhabens mit den völkerrecht-

lichen Verbindlichkeiten in Einklang gebracht werden können.  

5. Der Regierungsrat sistiert jene Infrastrukturvorhaben, die Steigerungen von Mobilitäts-

leistung mit sich bringen, insbesondere dort, wo diese nicht komplett fossilfrei erfolgen.  

a. Er setzt sich für gezielte Massnahmen zur Kapazitätsreduktionen des EuroAirports Basel 

Mulhouse Freiburg ein, da massentauglicher Flugverkehr prinzipiell nicht fossilfrei möglich 
ist.

48
 In jedem Fall wirkt er darauf hin, dass aufgezeigt wird, wie die Emissionen des Flug-

verkehrs im Rahmen der Umsetzung des bindenden Völkerrechts möglich sind. 

b. Er nimmt daher auch Abstand von der Anbindung des EuroAirports Basel Mulhouse Frei-
burg an das S-Bahn-Netz. Jegliche Massnahme in die Attraktivierung des Flugverkehrs ist 

nicht länger zeitgemäss und rechtfertigt daher auch keinen Einsatz baulicher, finanzieller 

oder planerischer Mittel. Diese sind stattdessen in einen klimafolgengerechten Umbau der 
Gesellschaft umzuleiten. 

c. Der Regierungsrat setzte sich nicht weiter für den Ausbau des Nationalstrassennetzes in der 

Region Basel ein (Rheintunnel / Osttangente, Gundelitunnel, Westring). Einerseits wegen 

der Verkehrswirkung von Strassenbau, weiteren Verkehr zu generieren. Andererseits wegen 
der grauen Energie und den prozessbedingten CO2-Emissionen der Zementproduktion

49
 (al-

leine darum handelt es sich beim Ansatz, störende Verkehre in den Boden zu legen, nicht um 

eine global verallgemeinerbare Lösung für Verkehre in Agglomerationskernen, sondern um 
einen Ansatz, der bestenfalls zu unserem Nutzen, aber zu Lasten Dritter geht).  

d. Er lenkt Planungsressourcen daher in den klimafolgengerechten Umbau der Gesellschaft, 

statt in die Untersuchung von stadtweiten Tunnelsystemen.   

e. Strassenbau senkt Raumwiderstände. Dies führt zu Strassenmehrverkehr, da die Fahrenden 

„gewonnene“ Zeit in Verkehr reinvestieren (rebound); Der Regierungsrat wirkt darauf hin, 

dass bei der Berechnung des induzierten Verkehrs stets solche Geschwindigkeitselastizitäten 

angenommen werden, die auch zu langfristig plausiblen Ergebnissen führen, um die Ver-
kehrswirkungen des Strassenbaus nicht schönzurechnen.

50
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 Flugverkehr ist nicht rein elektrisch (Batteriegewicht) darstellbar; Brennstoffzellen stecken fürs Fliegen in den 
Kinderschuhen, wären nicht CO2-frei und als Technologie für Langstrecken ungeeignet; vgl. 
https://www.ingenieur.de/technik/fachbereiche/luftfahrt/weltpremiere-erstes-wasserstoff-flugzeug-fliegt-ueber-
stuttgart/.   
49

 ca. 8% aller Emissionen weltweit, davon ist ca. die Hälfte chemisch bedingt (Abbinden des Zements beim Aus-
härten). 
50

 In der Schweiz kommt – auch beim Nationalstrassenbau – u.a. das Simulationsmodell „Visum“ der PTV Group 
Karlsruhe zur Anwendung. Mit diesem wird auch der deutsche Bundesverkehrswegeplan simuliert. Dieser wird mit 
dem Modell jedoch durch eine um eine Grössenordnung zu klein angenommene Geschwindigkeitselastizität (Antei-
le von Reisen mit freier Zielwahl) schöngerechnet, indem im Ergebnis – entgegen empirischer Annahmen – davon 
ausgegangen wird, dass durch Strassenbau im Personenverkehr Reisezeit langfristig tatsächlich eingespart und 
nicht in Verkehr reinvestiert wird. Vgl. eine methodische Kritik am jüngsten BVWP mit weiteren Quellenverweisen: 
http://www.verkehrswissenschaftler.de/pdfs/Pfleiderer,Dietrich%20-%20BVWPStellungn_ueberarb_2016-06-10.pdf  

https://www.ingenieur.de/technik/fachbereiche/luftfahrt/weltpremiere-erstes-wasserstoff-flugzeug-fliegt-ueber-stuttgart/
https://www.ingenieur.de/technik/fachbereiche/luftfahrt/weltpremiere-erstes-wasserstoff-flugzeug-fliegt-ueber-stuttgart/
http://www.verkehrswissenschaftler.de/pdfs/Pfleiderer,Dietrich%20-%20BVWPStellungn_ueberarb_2016-06-10.pdf
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f. Der Regierungsrat überprüft die Zukunftsfähigkeit des Hafenausbaus hinsichtlich der lang-

fristigen Zukunftsfähigkeit der Rheinschifffahrt aufgrund a) niedriger Wasserspiegel bei an-
haltend heissen und noch heisseren Sommern sowie b) der Ölgebundenheit der Güterschiff-

fahrt, resp. dem Umstand, dass Schifffahrt nicht CO2-frei darstellbar ist.
51

  

g. Jedenfalls ist „umweltfreundlich“ bezüglich dem „Transportmittel Schiff“ (M5.1) zu strei-
chen, da Schiffsfernverkehre fossilistisch betrieben sind und zu hohen lokalen Emissionen 

beitragen (Schadstoffe, Staub, Gestank).   

h. Der Regierungsrat überprüft die Ausbauvorhaben zum Herzstück hinsichtlich ihrer Klimare-

levanz in Erstellung und Betrieb.  
 

Priorisierung der Verkehrspolitik nach ihrer Treibhausrelevanz 

6. Der Regierungsrat priorisiert die Verkehrsträger nach ihrer Treibhausrelevanz und ihrer 

Verträglichkeit für ein städtisches Zusammenleben, z.B. wie folgt:  

- Menschen: Aufenthalt/ Kinderspiel/ Fussgänger*innen 
- Velo – langsam 

- Velo – schnell 

- Öffentlicher Nahverkehr (Bus, Tram, S-Bahn) 

- Lokale Lieferverkehre 
- Öffentlicher Fernverkehr  

- Motorisierter Individualverkehr & Schwerer Nutzverkehr (SNV) 

- Flugverkehr  
 

7. Der Regierungsrat setzt sich für einen qualitativen Stadtumbau ein, mit dem es Bewoh-

nenden einfacher gemacht wird, auf motorisierte Verkehre zu verzichten. Der Prozess des 

Stadtumbaus erfolgt mit den Nutzenden der Stadt gemeinsam.   

a. Dazu führt er Pilotprojekte zu autofreien Stadtteilen durch. 

b. Dazu führt er regelmässige autofreie Tage durch (zu Beginn z.B. 1/Monat), um einen Erfah-

rungsraum anzubieten, den eigenen Alltag autofrei zu organisieren.   

c. Er führt seine Parkraumbewirtschaftung konsequent fort. 

d. Er entwickelt stadtweit Szenarien für umsetzbare Parkraumkonzeptionen.  

e. Er baut im Ergebnis Parkraum ab; Sollte im Ausnahmefall zusätzlicher Parkraum entstehen, 
so ist zu belegen, wie er im Ergebnis zu einer Verkehrsleistungsabnahme führt. 

f. Er reduziert das im Innerstadtbereich bei baulichen Veränderungen mögliche Niveau (PP-

Anzahl) in Anlehnung an Innerstadtbereiche anderer Schweizer Städte (Zürich) und unter-
bindet ein Pooling von überschüssigen Parkplätzen des Wohnens für Arbeitnehmende.   

g. Er führt autofreie Zonen im Umfeld von Schulen ein (zumindest als temporäres Fahrverbot; 

die positiven Wirkungen sind aus internationale Studien bekannt).
52

  

 

8. Der Regierungsrat setzt als Sofortmassnahmen organisationale Massnahmen
53

 im Sinne 

der obigen Priorisierung um.  

a. Ampelschaltungen werden hinsichtlich der Grünphasen für Fussgänger*innen systematisch 
geprüft und zugunsten von Fussgänger*innen angepasst. Autofahrende müssen bemerken, 
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 Auch beim Einsatz mit Brennstoffzellentechnik erfolgt nur eine ca. 30%-Reduktion von CO2 
(http://www.e4ships.de/presse.html), da meist auf nicht CO2-frei es LNG (Flüssigerdgas) gesetzt wird. Ein Ersatz 
durch biogene Treibstoffe stünde sowohl im Flächenkonflikt mit der Lebensmittelproduktion und ist zudem in heuti-
ger Form bei weitem nicht CO2-frei. Die Entwicklung von elektrisch betriebenen Binnenschiffen (Port-Liner) löst 
dabei noch nicht das Problem des globalen, nicht CO2-freien Schiffsverkehrs. 
52

 z.B. https://www.wienzufuss.at/2018/11/12/schulstrasse-mehr-sicherheit-fuer-kinder-2/  
53

 Mit dem Basler Designtheoretiker Lucius Burckhardt ist gutes Design unsichtbar; dieses Potenzial gilt es syste-
matisch zu nutzen.  

http://www.e4ships.de/presse.html
https://www.wienzufuss.at/2018/11/12/schulstrasse-mehr-sicherheit-fuer-kinder-2/
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dass CO2-freie Fortbewegung Priorität geniesst.  

Exemplarische Beispiele für sofort umsetzbare Verbesserungen: 
- Ecke Feldberg- / Klybeckstrasse: standardmässige Grünschaltung für Fussgänger*innen in 

Längsverkehrsrichtung parallel zu Tram-Grün (heute muss angefordert werden, was zu un-

nötigen Wartezeiten für Fussgänger*innen führt) 
- Querung Feldbergstrasse, Höhe Matthäusmarkt: Die Busbevorrechtigung aus Richtung 

Rhein ist viel zu üppig; Selbst wenn keine Busse kommen, sind die Wartezeiten zu lange.    

b. Mit Ampelschaltungen werden generell Synergien im Sinne der Priorisierung geschaffen:  

- sie werden verstärkt auch zur Reduktion der Auto-Einlassmenge genutzt (z.B. Nauenstras-
se);  

- Der Grundsatz der Grünschaltung wird nach Möglichkeit und mit Berücksichtigung attrak-

tiver Veloverbindungen umgekehrt: Fussgänger*innen haben grün, motorisierter Verkehr 
fordert seine Grünphase an.   

c. Im bewohnten Kantonsgebiet erfolgt ab 22.00Uhr oder nach Betriebsschluss des öffentlichen 

Verkehrs eine Tempolimitierung auf 20 oder 30 km/h (CO2-Emissionen, Schadstoffemissi-
onen /Feinstaub etc., Lärmemissionen/ Nachtruhe). 

d. Hinsichtlich der Velofreundlichkeit aller Massnahmen wird künftig verstärkt die Fahrdyna-

mik von Velofahrenden berücksichtigt, so dass Velofahrende nicht unnötig enge Radien & 

Bögen schlagen müssen, wie heute auch bei Neuplanungen z.T. der Fall. 

e. Attraktivierung Veloverkehr: Sicherheitsrelevanz von Velomarkierungen:  

- Velospuren werden systematisch auf ihr Potenzial geprüft, Velofahrende zu gefährden 

(Bsp. für Sofortmassnahme: Anpassung der verschwenkenden Velogeradeausspur in der 
Klybeckstrasse (nördlich Dreirosenbrücke)) 

- Velofahrenden wird im Zweifelsfall mehr Platz eingeräumt  

(Bsp.: In Trambereichen ist Autofahrenden klar zu signalisieren, dass Velofahrende auch in 
der Schienenmitte fahren dürfen, und nicht zwischen parkenden Autos und BehiG-

Tramhaltestellen das Gleis ständig kreuzen müssen).  

 

Die Anträge und Beispiele sind exemplarischer Natur und nicht abschliessend; sie beziehen sich wegen 
des klimapolitisch grundsätzlichen Anpassungsbedarfs der Richtplandokumente auch nicht konkret auf 

die einzelnen Dokumente der Vernehmlassung, sondern unmittelbar auf die Richtplanung (Mobilität) an 

sich.   

 


